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1.4. – E U.  Auf Initiative von Premiermi-
nister Juncker treffen sich in Luxemburg die
Regierungschefs von sieben Mitgliedstaaten
der Europäischen Union zu einem „Gipfel
der Kleinen“. Die Teilnehmer (Belgien, Finn-
land, Irland, die Niederlande, Österreich,
Portugal und Gastgeber Luxemburg) wen-
den sich gegen von Deutschland und Frank-
reich unterstützte Bestrebungen, den halb-
jährlich wechselnden Vorsitz abzuschaffen
und durch einen von den Regierungen be-
stimmten Ratspräsidenten zu ersetzen. Be-
fürwortet wird die Wahl des Kommissions-
präsidenten durch das Europäische Parla-
ment. – Am 16.4. werden am Fuße der Akro-
polis in Athen die Beitrittsverträge mit Est-
land, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowa-
kei, Slowenien, Tschechien, Ungarn und
Zypern unterzeichnet, die im Mai 2004 in
Kraft treten sollen; die Union wird dann 
25 Vollmitglieder haben. Am Rande der
Zusammenkunft im Kreis der EU-25, an der
UN-Generalsekretär Annan als Gast teil-
nimmt, verständigen sich die im Sicherheits-
rat vertretenen vier EU-Mitglieder Frank-
reich, Großbritannien, Deutschland und Spa-
nien auf ein Positionspapier zur Irak-Frage
als Grundlage für weitere Beratungen. – Am
29.4. folgen Bundeskanzler Schröder, Frank-
reichs Präsident Chirac und Luxemburgs
Premierminister Juncker der Einladung des
belgischen Regierungschefs Verhofstadt zu
einem „Vierergipfel“ nach Brüssel. Verein-
bart wird eine engere Zusammenarbeit in
Verteidigungsfragen und der Aufbau ge-
meinsamer Strukturen als Teil eines Prozes-
ses zur Stärkung der Europäischen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (ESVP). Die
Vorschläge finden bei den übrigen Mitglied-
staaten ein geteiltes Echo.

– I r a k k r i e g.  Informationsminister
Sahhaf verliest am 1.4. im Staatsfernsehen
eine Präsident Saddam Hussein zugeschrie-
bene Botschaft: „Die Aggression, welche die
Aggressoren gegen die Hochburg des Glau-
bens ausüben, ist eine Aggression gegen die
Religion, den Wohlstand, die Ehre und die
Seele, eine Aggression gegen das Land des
Islam.“ Die amerikanisch-britischen Streit-
kräfte unter dem Kommando von US-Gene-
ral Tommy Franks dringen von allen Seiten
weiter in das Landesinnere vor (vgl. „Blät-
ter“ 5/2003, S.517). Die Luftwaffe unterstützt

die Bodenoffensive und setzt dabei auch die
umstrittenen Streubomben ein. Über die mi-
litärische Lage werden in den kommenden
Tagen unterschiedliche und sich widerspre-
chende Angaben gemacht. Es heißt jedoch
übereinstimmend, der Widerstand der regu-
lären irakischen Armee und der Sondertrup-
pen lasse nach. In Washington erklärt ein
Sprecher des Verteidigungsministeriums,
man betrachte auch Zivilisten als Kämpfer,
„bis das Gegenteil bewiesen ist.“ Der ameri-
kanische Außenminister Powell erhält am 
2.4. in Ankara die Zusage, die Türkei werde
ihre Grenzen zum Irak für die Lieferung von
humanitären Hilfsgütern öffnen und den
Nachschub für die allierten Truppen über
ihr Territorium gestatten. Powell nennt die
Türkei „ein sehr wichtiges Mitglied“ der
Koalition der Willigen. Erste amerikanische
Panzerverbände erreichen am 17. Kriegstag
(5.4.) die Vororte Bagdads und den interna-
tionalen Flughafen. Der türkische Außenmi-
nister Gül empfängt am gleichen Tag in An-
kara den iranischen Außenminister Kharra-
zi. Beide Politiker lehnen einen eigenen
Staat für die Kurden im Nordirak strikt ab.
Amerikanische Soldaten demontieren am 
9.4. zum Zeichen des Sieges auf einem der
zentralen Plätze der Hauptstadt eine Statue
Saddam Husseins. Beobachter verweisen
auf ein gefährliches Machtvakuum. Mit dem
Zusammenbruch der öffentlichen Ordnung
und dem Ausfall der Energie- und Wasser-
versorgung kommt es zu Plünderungen
staatlicher Einrichtungen, von Geschäften
und Privatwohnungen früherer Funktions-
träger durch Teile der Bevölkerung. Regie-
rungsgebäude gehen in Flammen auf. Die
Militärbehörden schreiben 55 führende
Funktionsträger des gestürzten Regimes zur
Fahndung aus, an erster Stelle Präsident
Saddam Hussein. Einige der auf der Liste
verzeichnete Personen werden in Haft ge-
nommen, andere stellen sich, darunter der
ehemalige stellvertretende Regierungschef
Tarik Aziz. US-Präsident Bush wendet sich
am 10.4. über die Medien an die irakische
Bevölkerung und spricht von begrenzten
Zielen der Militäroperation. Zunächst werde
man beim Aufbau einer „repräsentativen
Regierung“ helfen und anschließend die
Truppen abziehen. Der pensionierte US-
Heeresgeneral Jay Garner trifft von Kuwait
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kommend am 21.4. in Bagdad ein, um die
Leitung eines Amtes für Wiederaufbau und
humanitäre Unterstützung zu übernehmen,
dessen Kompetenzen später an eine Über-
gangsverwaltung (Iraqi Interim Autho-
rity/IIA) übergehen sollen. Garner und sein
britischer Stellvertreter Cross fordern die
Iraker zur Mitarbeit auf. Bush äußert am 
24.4. die Vermutung, Saddam Hussein habe
seine Massenvernichtungswaffen bereits
vor dem Krieg zerstört: „Aber wir wissen,
dass er sie hatte, und egal ob er sie zerstört,
weggeschafft oder versteckt hat, wir werden
die Wahrheit darüber herausfinden.“ In
Bagdad und anderen Städten, so in Tikrit,
dem Geburtsort Saddam Husseins, fordern
Demonstranten den baldigen Abzug der
fremden Truppen. Der Irak müsse von Ira-
kern regiert werden. Scheich Moajjad Ibra-
him el Aadhamiin, ein führender sunniti-
scher Geistlicher, ruft am 29.4. nach dem
Freitagsgebet zum Widerstand gegen die
USA auf: „Wir werden einen Tyrannen nicht
durch einen anderen ersetzen.“

3.4. – E U / N A T O.  In Brüssel finden
informelle Treffen der Europäischen Union
und der Nordatlantischen Allianz auf
Außenministerebene statt, bei denen es um
den Irak-Krieg und seine Folgen geht. An
der Sitzung des Nordatlantikrates nimmt
auch der amerikanische Außenminister
Powell teil. 

– B u n d e s r e g i e r u n g.  Bundeskanz-
ler Schröder befasst sich in einer Regie-
rungserklärung vor dem Bundestag mit den
Konsequenzen des Irakkrieges für die
Europäische Union. Schröder plädiert für
die Fortentwicklung der gemeinsamen
Außenpolitik zu einer Sicherheits- und Ver-
teidigungsunion. Künftig sollten sich die
EU-Staaten an Blauhelm-Missionen im Rah-
men eines europäischen Kontingents betei-
ligen. Die Union brauche einen Außenmi-
nister anstelle der bisherigen Doppelbe-
setzung mit einem Kommissar und einem
Hohen Beauftragten. 

– R u s s l a n d / U S A.  Präsident Putin
spricht sich vor Journalisten auf seinem
Landsitz bei Moskau für die weitere Zu-
sammenarbeit mit den USA aus, ungeachtet
aller Differenzen. Russland werde sich nicht
in die Irakkrise verwickeln lassen. Nach ei-
nem Gespräch mit seinem amerikanischen
Kollegen Powell in Brüssel erklärt Außen-
minister Iwanow, Russland sei offen für die

Kooperation mit allen Staaten, vor allem mit
den Mitgliedern des UN-Sicherheitsrates. –
Am 7.4. empfängt Putin die US-Sicherheits-
beraterin Rice, die während ihres Aufenthal-
tes in Moskau auch mit Außenminister Iwa-
now und Verteidigungsminister Iwanow zu-
sammentrifft. Im Mittelpunkt der Gespräche
stehen die bilateralen Beziehungen und die
Nachkriegsordnung im Irak.

4.4. – F i n n l a n d.  Die Zentrumspartei
(KESK) einigt sich mit den Sozialdemokra-
ten (SDP) und der Schwedischen Volkspar-
tei (SFP) auf die Bildung einer Koalition, die
sich im Parlament auf 116 der 200 Sitze stüt-
zen kann. Bei den Reichstagswahlen vom
16. März d.J. hatte das Zentrum die Sozial-
demokraten als stärkste Partei abgelöst. Mit
der Zentrumsvorsitzenden Anneli Jäätteen-
mäki steht in Helsinki erstmals eine Frau an
der Spitze der Regierung. Der bisherige Re-
gierungschef Paavo Lipponen (SDP) über-
nimmt das Amt des Parlamentspräsidenten. 

7.4. – U N O.  Generalsekretär Annan
unterrichtet den Sicherheitsrat über die
Ernennung des Pakistaners Rafeeuddin
Ahmed zum Sonderberater für den Irak. Die
Vereinten Nationen müssten eine wichtige
Rolle beim Wiederaufbau und beim Über-
gang zur demokratischen Selbstverwaltung
im Irak übernehmen. Die neue Regierung in
Bagdad benötige internationale Legitimität.
– Am 21.4. wählt eine Konferenz der Ver-
tragsstaaten des Internationalen Strafge-
richtshofes in New York den Argentinier
Luis Moreno Ocampo einstimmig zum
Leiter der Anklagebehörde (vgl. „Blätter“
5/2003, S. 516). Der Jurist gilt als Spezialist
für die Menschenrechte. – Am 22.4. debat-
tiert der Sicherheitsrat über die von den
USA gewünschte Aufhebung der Sanktio-
nen gegen den Irak. Frankreich schlägt vor,
die Sanktionen zunächst auszusetzen und
erst nach Bildung einer legitimen irakischen
Regierung aufzuheben und gleichzeitig das
Programm „Öl für Lebensmittel“ zu been-
den. – Am 29.4. fordert IAEO-Generaldirek-
tor ElBaradei vor Journalisten in Wien die
Wiederaufnahme der Rüstungskontrollen
im Irak (zum Abbruch vgl. „Blätter“ 5/2003,
S. 516). Wer immer sich sonst dieser Aufga-
be annehme, habe ein Glaubwürdigkeits-
problem, besonders in der arabisch-musli-
mischen Welt.

7.-8.4. – G r o ß b r i t a n n i e n / U S A.
Premierminister Blair und der amerikani-
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sche Präsident Bush erörtern in der Nähe
der nordirischen Hauptstadt Belfast den
Stand der gemeinsamen Militäraktion im
Irak und den Fortgang des Friedensprozes-
ses im Nahen Osten. Beide Politiker setzen
ihren Meinungsaustausch von Camp David
(26.-27. März d.J.) fort. – Am 11.4. heißt es in
einem von der Zeitung „Die Welt“ veröf-
fentlichten Interview mit dem amerikani-
schen Außenminister Powell, den Vereinten
Nationen werde im Irak eine vitale, aber
keine zentrale Rolle zukommen. Anfang des
Monats hatte Sicherheitsberaterin Rice in
Washington eine entsprechende Forderung
Frankreichs und Deutschlands zurückge-
wiesen. – Am 28.4. befürwortet Blair gegen-
über der „Financial Times“ eine Vormacht-
stellung (Machtpol) der USA: „Einige wol-
len eine so genannte multipolare Welt, in
der man verschiedene Machtzentren hat,
aber ich glaube, dass sich diese schnell zu
rivalisierenden Machtzentren entwickeln
würden.“

9.4. – N a h e r   O s t e n.  Trotz kritischer
Äußerungen aus Israel besucht Bundesau-
ßenminister Fischer als erster hochrangiger
Politiker aus Westeuropa das im September
v.J. durch die israelische Armee stark be-
schädigte PLO-Hauptquartier in Ramallah,
wo er mit Palästinenserpräsident Arafat und
dem designierten Regierungschef Abbas
zusammentrifft (vgl. „Blätter“ 11/2002, 
S.1284 und 5/2003, S.518). In Pressekom-
mentaren heißt es, Fischer wolle mit seinen
Gesprächen in der Region den Anspruch
der Bundesrepublik auf Mitsprache im Na-
hen Osten unterstreichen. – Am 30.4., weni-
ge Stunden nach Vereidigung des palästi-
nensischen Kabinetts, erhalten Abbas und
der israelische Premier Scharon den vom
„Madrider Quartett“ (UN, EU, Russland,
USA) ausgearbeiteten „Fahrplan“ (Road
Map), um den israelisch-palästinensischen
Konflikt in drei Etappen bis zum Jahr
2004/05 beizulegen. (Text in „Dokumente
zum Zeitgeschehen“)

11.-12.4. – R u s s l a n d / D e u t s c h l a n d.
Präsident Putin und Bundeskanzler Schröder
treffen sich am Rande des deutsch-russi-
schen „Petersburger Dialog“ zu einem Mei-
nungsaustausch, an dem auch Frankreichs
Staatspräsident Chirac teilnimmt. Auf einer
gemeinsamen Pressekonferenz wird das
Ende des despotischen Regimes von Saddam
Hussein begrüßt, aber nachdrücklich die

Rückkehr zum Multilateralismus unter dem
Dach der Vereinten Nationen gefordert. Der
Bundeskanzler erklärt, die Beziehungen zwi-
schen Russland und Deutschland seien so gut
wie nie seit 100 Jahren, richteten sich aber
nicht gegen die transatlantische Allianz.

15.4. – Deutschland/Großbri tan-
nien. Bundeskanzler Schröder unterrich-
tet Premierminister Blair in einem kurzen
Gespräch auf dem Flughafen von Hannover
über sein Treffen mit den Präsidenten Putin
und Chirac in St. Petersburg (11.-12.4.).
Schröder weist vor der Presse auf die Mei-
nungsverschiedenheiten mit Blair über die
Notwendigkeit des Krieges gegen den Irak
hin. Jetzt müsse man jedoch nach vorn
blicken, dazu seien intakte transatlantische
Beziehungen nötig. 

22.4. – S e r b i e n – M o n t e n e g r o.
Der nach der Ermordung von Regierungs-
chef Djindjiƒ in Serbien verhängte Ausnah-
mezustand wird aufgehoben (vgl. „Blätter“
5/2003, S. 516 f.). In Belgrad heißt es, man
habe die Mörder und ihre Hintermänner er-
mitteln können. 

23.-25.4. – K o r e a / U S A.  Diplomaten
Nordkoreas und der USA verhandeln in
Anwesenheit chinesischer Beobachter in
Peking über das umstrittene von der Regie-
rung in Pjöngjang verfolgte Atompro-
gramm. Ergebnisse werden nicht bekannt.
Die Presse berichtet, der nordkoreanische
Delegationsleiter habe gegenüber seinem
amerikanischen Gesprächspartner zugege-
ben, sein Land verfüge nach der Aufarbei-
tung von 8 000 abgebrannten Kernbrennstä-
ben bereits über Atomwaffen.

28.4. – G U S.  Der kirgisische Staatschef
Askar Akajew kündigt nach einer Konferenz
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten in
der tadschikischen Hauptstadt Duschanbe
die Aufstellung einer gemeinsamen Ein-
greiftruppe unter Einschluss der Luftwaffe
an. Als Aufgabe der Truppe bezeichnet Prä-
sident Putin den Kampf gegen Terrorismus
und Drogenschmuggel in Zentralasien. 

29.4. – Russland/Großbritannien.
Präsident Putin führt in Moskau ein Ge-
spräch mit Premierminister Blair. Putin be-
kräftigt vor der Presse, die Übergabe der
Macht an die Iraker dürfe nicht hinausgezö-
gert werden. Da im Irak gegenwärtig ein
Zustand der Anarchie herrsche, sei eine
strikte Kontrolle durch die Vereinten Natio-
nen nötig.




